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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- Egeſtorff in Linden (Hannover) Ernſt 
gnädigſt geruht, Heller den Charakter als Kom⸗ 
den Profeſſor Dr. Thomae zum Landes⸗ merzierat 


gewerberat und ordentlichen Mitgliede zu verleihen. 
des Landesgewerbeamts zu Berlin und 


den Regierungsaſſeſſor Dr. Huber zum 


Regierungsrat Fräulein Paula Nickel iſt zur ordent⸗ 
zu ernennen, lichen Gewerbeſchullehrerin an der Handels⸗ 


und Gewerbeſchule für Mädchen in Rheydt 


irektor der Hannoverſchen Maſchinen⸗ 
dem Dit T 1 ſchinen ernannt worden. 


bau⸗Aktiengeſellſchaft vormals Georg 
Der (O ͤ .. . ̃ ßö— e >. د‎ 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. ſtändigen Beirat für das gewerbliche Unterrichtsweſen. 


Auf Grund des § 24 der Ausführungsanweiſung zur Allerhöchſten Verordnung über 
die Errichtung eines Landesgewerbeamts vom 3. April 1905 (M Bl. ©. 83) wird nachfolgend 
die Zuſammenſetzung der Fachabteilung der Fachſchulen für die Metallinduſtrie des ſtändigen 
Beirats für das gewerbliche Unterrichtsweſen bekannt gemacht: 


۳۰۰ 

Verzeichnis der in die Fachabteilung für Maſchinenbauſchulen des ftändigen 

Beirats für das gewerbliche Unterrichtsweſen auf die Dauer von 5 Jahren 
berufenen Perſonen. 


A. Vertreter von Zentralbehörden: 


1. Geheimer Finanzrat und vortragender Rat Dickhuth, Finanzminiſterium, 

2 - Baurat = ٤ = Haas, Minifterium der öffentlichen 
Arbeiten, 

3. Geheimer Oberbaurat und vortragender Rat Aßmann, Reichs-Marine-Amt. 
(Vertreter zu 3. Marine-Maſchinenbaumeiſter Klagemann, Reichs-Marine-Amt. 


B. Vertreter von Städten: 
1. Oberbürgermeiſter, Geheimer Regierungsrat Schmied ing in Dortmund, 
2 e Dr. Lentze in Magdeburg, 
3. ِ Mentzel in Gleiwitz. 


C. Vertreter von Vereinen und Verbänden uſw:: 

Geheimer Baurat Dr.-Ing. Peters in Berlin, Verein Deutſcher Ingenieure, 

„Baurat, Direktor Max Krauſe in Berlin, Verein Deutſcher Ingenieure, 

Regierungsrat a. D. Schrey in Danzig, Verein oſtdeutſcher Induſtrieller, 

Direktor Tiemann in Laar, Verein Deutſcher Eiſenhüttenleute, 

„ Fabrikdirektor, Ingenieur Kräcker in Schöneberg-Berlin, Deutſcher Techniker— 
Verband 

Emil Jurthe in Frankfurt a. M., Deutſcher Werkmeiſter⸗Verband, 

. Emil Fudickar in Elberfeld, Vertreter des Inſtallateurgewerbes. 


D. Mitglieder der Kuratorien von Fachſchulen für die Metallinduſtrie: 
1. Eiſenbahndirektor, Geheimer Baurat Müller in Witten, Königl. vereinigte 
Maſchinenbauſchulen in Dortmund, 
2. Ingenieur und Stadtverordneter Berghauſen in Cöln, Königl. vereinigte 
Maſchinenbauſchulen in Cöln, : 
3. Kommerzienrat Böker in Remſcheid, Königl. Fachſchule der Kleineiſen- und 
Stahlwareninduſtrie in Remſcheid, 
Generaldirektor Nie dt in Gleiwitz, Königl. Maſchinenbau- und Hüttenſchule in 
Gleiwitz 
1 Landtagsabgeordneter Macco in Siegen, Königl. Fachſchule für die Eiſen- und 
Stahlinduſtrie in Siegen, 
Stadtrat Sombart in Magdeburg, Königl. höhere Maſchinenbauſchule in 
Magdeburg. 
E. Gewerbeſchulaufſichtsbeamte: 
1. Regierungs- und Gewerbeſchulrat Kleinſtüber in Oppeln, 
2 - 5 Köhler in Aachen, 
BL . ِ . Beckert in Schleswig. 
1۲. Fachſchuldirektoren: 
1. Direktor der Kgl. Maſchinenbau- und Hüttenſchule Barthel in Duisburg, 
2. . „ phöheren Schiff- und Maſchinenbauſchule Sellentin in Kiel. 
Die Fachabteilung iſt zu einer Sitzung am 1. Juli d. J. nach Berlin berufen worden. 
Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Reorganiſation der preußiſchen Fachſchulen für 
die Metallinduſtrie. 


Berlin, den 27. Juni 1907. 
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Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Dr. Neuhaus. 


Anlage . 
lage yr 
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Betr. Beſoldungsdienſtalter der in den Subalterndienſt übertretenden Unterbeamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Berlin W. 66, den 18. Juni 1907. 

Von dem Herrn Finanzminifter iſt in Gemeinſchaft mit dem Herrn Miniſter des 
Innern die nachſtehend abgedruckte Rundverfügung vom 31. Mai d. J. zur Ausführung des 
ebenfalls abgedruckten Allerhöchſten Erlaſſes vom 22. April d. J., betreffend die Anrechnung 
von Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter der in den Subalterndienſt übertretenden 
zivilverſorgungsberechtigten Unterbeamten, erlaſſen worden. 

Die Beſtimmungen dieſer Verfügung ſind auch für die Beamten der Handels- und 
Gewerbeverwaltung in Anwendung zu bringen. 


In Vertretung. 
IIa 2462. Dr. Richter. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Vehörden. 


Anlage I. 


Berlin, den 31. Mai 1907. 

(1.) Ew. Hochwohlgeboren teilen wir umſeitig ergebenſt Abſchrift des Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 22. April 1907 mit, durch den die Beſtimmungen, betreffend die Anrechnung 
von Militärdienſtzeit auf das Dienſtalter der Zivilbeamten, auf die in Subalternbeamten- 
ſtellen übergetretenen und noch übertretenden verſorgungsberechtigten Unterbeamten mit 
Wirkung vom 1. Januar 1907 ab ausgedehnt werden. Für die Ausführung beſtimmen 
wir folgendes: 

(2.). Das Beſoldungsdienſtalter aller ſeit dem 1. Januar 1892 im Subalterndienſt 


angeſtellten, noch aktiven zivilverſorgungsberechtigten ehemaligen Unterbeamten — ein- 
ſchließlich der ehemaligen Gendarmen und Schutzmänner — iſt nach Ziffer 3 der am 
14. Dezember 1891 Allerhöchſt genehmigten Beſtimmungen — MBl. f. d. i. V. 1892 


S. 80 — bis zur Dauer eines Jahres vorzudatieren, ſofern die Beamten ſich noch in der 
erſten von ihnen erlangten Subalternbeamtenſtelle befinden. Sind ſie inzwiſchen in eine 
andre Stelle übergetreten, ſo iſt von der nachträglichen Anrechnung von Militärdienſtzeit 
abzuſehen. Als ein ſolcher Übertritt iſt es nicht anzuſehen, wenn Beamte aus der erſten 
Stelle in eine ſolche mit den gleichen Gehaltsſätzen übergeführt worden ſind. 

(3.) Die Anrechnung von Militärdienſtzeit erfolgt unabhängig und neben der nach 
Ziffer 25 der Gehaltsvorſchriften zur Vermeidung einer Gehaltseinbuße ſtattfindenden Vor⸗ 
rückung des Beſoldungsdienſtalters. 

(4.) Unberührt bleibt das Beſoldungs dienſtalter ſolcher ehemaliger Gendarmen und 
Schutzmänner, die vor dem Inkrafttreten des Allerhöchſten Erlaſſes vom 18. Dezember 
1895 — MB f. d. i. V. 1896 S. 40 — in den Subalterndienſt übergetreten ſind, und 
ferner das Beſoldungsdienſtalter ſolcher ehemaliger Unterbeamten, die ihre etatsmäßige 
Unterbeamtenſtelle vor dem Übertritt in den Subalterndienſt aufgegeben haben, weil 
in Sm Fällen Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter bereits angerechnet 
worden iſt. 

(5.) Die Vordatierung des Beſoldungsdienſtalters hat Wirkung vom 1. Januar 
1907 ab. Danach kann beiſpielsweiſe einem Regierungskanzliſten, deſſen Beſoldungsdienſt⸗ 
alter vom 1. April 1904 auf den 1. April 1903 vordatiert wird, der Gehaltsſatz von 
1800 Mark vom 1. Januar 1907 (nicht vom 1. April 1906) ab bewilligt werden. Nach⸗ 
zahlungen für die weiter zurückliegende Zeit finden nicht ſtatt. 

(6.) Für die nach dem 1. Januar 1907 in den Ruheſtand getretenen ehemaligen 
Unterbeamten, deren penſionsfähiges Dienſteinkommen als Subalternbeamte ſich durch die 
jetzt nachgelaſſene Anrechnung von Militärdienſtzeit erhöht hätte, iſt unter Zugrundelegung 
der erhöhten Sätze eine anderweite Feſtſetzung der Penſion vorzunehmen oder, ſoweit die 
Penſion von uns feſtgeſetzt iſt, zu beantragen. Auch iſt der erhöhte Gehaltsbetrag für die 
Zeit vom 1. Januar 1907 bis zum Tage des Übertritts des Beamten in den Ruheſtand 
nachzuzahlen. Soweit die Beamten am oder nach dem 1. Januar 1907 verſtorben ſind, 
iſt der Gehaltsunterſchied und der Mehrbetrag an Gnadenbezügen nachzuzahlen und die 
Umrechnung des Witwen- und Waiſengeldes herbeizuführen. 
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(7.) Ziffer 14 der Gehaltsvorſchriften erhält folgende Faſſung: 
14. Militäranwärtern“) iſt nach Ziffer 3 der Beſtimmungen, betreffend die An⸗ 
rechnung der Militärdienſtzeit auf das Dienſtalter der Zivilbeamten, vom 
14. Dezember 1891 bei der erſten etatsmäßigen Anſtellung als mittlere Beamte, 
als Zeichner oder im Kanzleidienſte die aktive Militärdienſtzeit bis zur Dauer 
eines Jahres mit anzurechnen. Ein Gleiches hat zu geſchehen, wenn die An⸗ 
ſtellung des Militäranwärters in einer dieſer Anwärterklaſſe nicht vorbehaltenen 
Stelle des mittleren oder des Zeichnerdienſtes erfolgt oder wenn zivilverſorgungs⸗ 
berechtigte aktive oder penſionierte Unterbeamte — einſchließlich der Gendarmen 
und Schutzmänner — im Subalterndienſt etatsmäßig angeſtellt werden. Da⸗ 
gegen findet eine ſolche Anrechnung nicht ſtatt 
bei Inhabern des Zivilverſorgungsſcheins, die 
a) ſchon vor dem Eintritt in das Heer als Zivilanwärter bei einer Behörde 
beſchäftigt waren, nach dem Ausſcheiden aus dem Heere wieder in ihr 
früheres Dienſtverhältuis zurücktraten und denmächft gemäß der auf dieſem 
Wege — vor oder nach der Erlangung des Zivilverſorgungsſcheins — 
ها‎ Anwartſchaft als Zivilanwärter etatsmäßig angeſtellt werden, 
oder 
erſt nach dem Ausſcheiden aus dem Heere, aber bevor fie den Zivil⸗ 
verſorgungsſchein beſaßen, als Zivilanwärter angenommen wurden und 
demnächſt gemäß der auf dieſem Wege — vor oder nach Erlangung des 
Zivilverſorgungsſcheins — erworbenen Auwartſchaft als Zivilanwärter 
etatsmäßig angeſtellt werden, oder 
erſt nach dem Ausſcheiden aus dem Heere und nach der Erlangung des 
Zivilverſorgungsſcheins für eine Laufbahn, deren Stellen zum Teil den 
Militäranwärtern vorbehalten ſind, nicht nach den Anſtellungsgrundſätzen 
für Militäranwärter, ſondern auf ihren Wunſch unter den für Zivil⸗ 
anwärter vorgeſchriebenen Bedingungen angenommen und denmächſt auch 
als Zivilanwärter etatsmäßig angeſtellt werden; 


bei ſolchen ehemaligen Militäranwärtern, die als etatsmäßige Beamte bereits 
penſioniert waren und von neuem etatsmäßig angeſtellt werden, ſofern es 
ſich nicht um die Anſtellung penſionierter Unterbeamten, einſchließlich der 
Gendarmen und Schutzmänner, im Subalterndienſte handelt. 

(8.) Den mit dem Zivilverſorgungsſchein aus der Landgendarmerie ausſcheidenden 
Oberwachtmeiſtern iſt, wie bei dieſer Gelegenheit zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen 
bemerkt wird, bei der Anſtellung in anderen Stellen des mittleren Zivilſtaatsdienſtes die 
Militärdienſtzeit bis zur Dauer eines Jahres gleichfalls anzurechnen, wogegen eine ſolche 
Anrechnung bei der Beförderung eines Gendarmen zum Oberwachtmeiſter unterbleibt. 

Ew. Hochwohlgeboren erſuchen wir ergebenſt, wegen Durchführung der getroffenen 
Anordnungen das Erforderliche gefälligſt zu veranlaſſen. 


— 
= 
— 


€ 
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Der Finanz⸗Miniſter. Der Miniſter des Innern. 
gez. Freiherr von Rheinbaben. Im Auftrage. 
gez. von Kitzing. 
FM. I 7646. II 5559. III 9492. — M. d. J. Ia 4283. 


An die Herren Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten uſw. 


Anlage II. 


Auf den Bericht vom 31. März 1907 will Ich die Vorſchrift unter Nr. 3 der von 
Mir unter dem 14. Dezember 1891 genehmigten Beſtimmungen, betreffend die Anrechnung 
der Militärdienſtzeit auf das Dienſtalter der Zivilbeamten, unter Aufhebung Meines Er⸗ 
laſſes vom 18. Dezember 1895, dahin erläutern, daß dieſe Vorſchrift auch auf die in 
Subalternbeamtenſtellen übertretenden zivilverſorgungsberechtigten Unterbeamten — ein⸗ 


) Fußnote bleibt unverändert 


2 
Anlage. 
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ſchließlich der Schutzmänner und Gendarmen — Anwendung zu finden hat. Die gegen⸗ 
wärtige Vorſchrift erſtreckt ſich auf diejenigen ehemaligen Unterbeamten, die ſeit dem 
1. Januar 1892 als Subalternbeamte angeſtellt worden ſind und ſich am 1. Januar 1907 
noch in der erſten von ihnen erlangten Subalternbeamtenſtelle befunden haben. Der 
Beginn der Wirkung des gegenwärtigen Erlaſſes in bezug auf Gehalts-, Penſions⸗ und 
Hinterbliebenenanſprüche tritt mit dem 1. Januar 1907 ein. 
Homburg v. d. H., den 22. April 1907. 


gez. Wilhelm R. 
ggez. Fürſt von Bülow. Graf von Poſadowsky. von Tirpitz. von Studt. 
Freiherr von Rheinbaben. von Einem. von Bethmann Hollweg. Delbrück. 
Beſeler. Breitenbach. von Arnim. 


An das Staatsminiſterium. 


Betr. Aurechunng von Kriegsjahren als peuſionsberechtigte Kriegszeit. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. Juni 1907. 

Im Anſchluß an die Beſtinmung unter Nr. 13 der in der Anlage zu dem Erlaſſe des 
Herrn Finanzminiſters und des Herrn Miniſters des Innern vom 10. April 1883 (Min. Bl. 
d. i. V. S. 54) zuſammengeſtellten Grundſätze über die Berechnung der penſionsberechtigten 
Dienſtzeit der unmittelbaren Staatsbeamten wird hierunter die Allerhöchſte Ordre vom 
30. Jannar d. J., betreffend Anrechnung des Jahres 1905 als Kriegsjahr aus Anlaß des 
Aufſtandes im oſtafrikaniſchen Schutzgebiete, zur Beachtung mitgeteilt. 


In Vertretung. 
IIa 2375. — I 6059. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Ich beſtimme: 

1. Der Anfang Auguſt 1905 ausgebrochene Aufſtand in Deutſch-Oſtafrika gilt im 
Sinne des 8 16 des Geſetzes über die Penſionierung der Offiziere einſchl. Sanitäts- 
offiziere des Reichsheeres, der Kaiſerlichen Marine und der Kaiſerlichen Schutz⸗ 
truppen vom 31. Mai 1906 und des § 6 des Geſetzes über die Verſorgung der 
Perſonen der Unterklaſſen des Reichsheeres, der Kaiſerlichen Marine und der 
Kaiſerlichen Schutztruppen vom 31. Mai 1906, der §§ 23 und 60 des Geſetzes 
vom 27. Juni 1871, betreffend die Peuſionierung und Verſorgung der Militär⸗ 
perſonen des Reichsheeres und der Kaiſerlichen Marine, ſowie die Bewilligungen 
für die Hinterbliebenen ſolcher Perſonen, des § 1 des Geſetzes vom 31. Mai 
1901, betreffend Verſorgung der Kriegsinvaliden und der Kriegshinterbliebenen, 
ſowie des § 49 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 als Krieg 
beziehungsweiſe Feldzug. 

2. Für die Beteiligung an der Niederwerfung des vorgenannten Aufſtandes im 
Jahre 1905 iſt, ſofern fie mindeſtens einen Monat betragen hat oder die Teil— 
nahme an einem Gefecht vorliegt, den dabei zur Verwendung gelangten Deutſchen 
das Jahr 1905 als Kriegsjahr anzurechnen. 

3. Eine Beſtimmung hinſichtlich der Beendigung des Aufſtandes im Sinne des 
6 14,2 des Geſetzes vom 31. Mai 1901 wird ſeinerzeit folgen. 

Berlin, den 30. Januar 1907. 


gez. Wilhelm J. R. 
ggez. Fürſt von Bülow. 


An den Reichskanzler (Oberkommando der Schutztruppen). 
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Betr. Vergebung von Leiftungen und Lieferungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 19. Juni 1907. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 30. Januar v. Is. (HMBl. S. 72), beſtimme ich, 
daß der im Abdruck angeſchloſſene Erlaß des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 
10. v. Mts. auch im Bereiche meiner Verwaltung zur Auwendung zu bringen iſt. 

Für die Gewerbeinſpektoren und die Navigatiousſchulen find beſondere Abdrücke bei⸗ 
gefügt. Den weiteren Behörden und Schulen der Handels- und Gewerbeverwaltung geht 
dieſer Erlaß von hier aus unmittelbar zu. 


In Vertretung. 
IIa 2112. Dr. Richter. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 

Anlage. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Berlin W. 66, den 10. Mai 1907. 


Im Anſchluß an den Runderlaß vom 23. Dezember 1905 — III 1 2355 ۷ D 21100 
— bemerke ich zur Vermeidung von Zweifeln, daß bei der Vergebung von Leiſtungen und 
Lieferungen nach Maßgabe der neuen allgemeinen Beſtimmungen die Angehörigen der 
anderen deutſchen Bundesſtaaten und die aus dieſen ſtammenden Erzeugniſſe ſowohl hin⸗ 
ſichtlich der Zulaſſung zum Wettbewerbe wie auch hinſichtlich der Erteilung des Zuſchlags 
als mit den preußiſchen Staatsangehörigen und Erzeugniſſen gleichberechtigt anzuſehen ſind. 

Es wird bei dieſer Gleichſtellung vorausgeſetzt, daß die preußiſchen Bewerbungen auch 
in den anderen Bundesſtaaten bei den Verdingungen in gleicher Weiſe wie die Bewerbungen 
aus dem eigenen Lande berückſichtigt werden. 

Sofern wahrgenommen werden ſollte, daß in dieſer Beziehung in anderen Bundes— 
ſtaaten ein abweichendes Verfahren geübt wird, iſt darüber unverzüglich zu berichten. 


III 876. — VD 8959. gez. Breitenbach. 
An die Herren Oberpräſidenten uſw. 


Vetr. Penſionsgeſetz und Hinterbliebenen⸗Fürſorgegeſetz. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Bal W. 60, ben 

Die nachſtehende, von dem Herrn Finanzminiſter in Gemeinſchaft mit dem Herrn 
Miniſter des Innern an die Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten uſw. erlaſſene 
Ausführungsverfügung vom 13. Juni d. J. zu den Geſetzen vom 27. Mai d. J., betreffend 
Abänderungen des Penſionsgeſetzes und des Hinterbliebenen-Fürſorgegeſetzes — ſ. Geſetz⸗ 
ſammlung 1907 S. 95 und 99 —, iſt auch für den Bereich der ۰ und Gewerbe— 
verwaltung ſinngemäß zur Ausführung zu bringen. 

In den Fällen, welche nach der Ausführungsverfügung meiner Entſcheidung unter⸗ 
liegen, iſt an mich zu berichten. 

Die zuſammengeſtellten Geſetzestexte ſind beigefügt. 


Im Auftrage. 
IIa 2649. Dr. Neuhaus. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Warenhausſteuer. 
Betr. Eutſcheidungen des Miniſters für Handel und Gewerbe auf Grund des § 6 Abf. 5 des 
Geſetzes, betreffend die Warenhausſteuer, vom 18. Juli 1900 (GS. S. 294). 
IIb 5675. Entſcheidung vom 17. Juni 1907. 


Unter „Sportwagen für Kinder“, welche auf Seite 385 der Zuſammenſtellung der 
Haffifizierten Waren vom 4. Dezember 1901 (Beilage zu Nr. 23 des HMBl. S. 367) als 
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zur Gruppe D gehörig, aufgeführt find, find nur ſolche Wagen für Kinder zu verſtehen, 
die ausſchließlich oder in der Hauptſache für Sport oder Spiel der Kinder beſtimmt ſind. 
Es werden daher keine Bedenken beſtehen, Sportwagen, welche lediglich oder in der Haupt⸗ 
ſache für den Transport von Kindern beſtimmt ſind, als „Kinderwagen“ den Gruppen B 
und C zuzurechnen. Die Beantwortung der Frage, um welche Art von Sportwagen es 
ſich handelt, muß der Entſcheidung des Einzelfalles überlaſſen bleiben. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 
Dem Schiffer auf kleiner Fahrt Heinrich Karl Jakob Scheel aus Hollendorf, wohn 


haft in Geeſtemuͤnde, if durch den Spruch des Seeamts in Bremerhaven vom 29. Mai d. J. 
die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes entzogen worden. 


Betr. Vereinbarung zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Großbritannien wegen Anshändigung 
der Nachläſſe von Seelenteu. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. N ۱ 
Berlin W. 66, den 22. Juni 1907. 

Zwiſchen der britiſchen Regierung und dem Deutſchen Reiche iſt wegen Aushändigung 
der Nachläſſe deutſcher auf britiſchen Schiffen verſtorbener Seeleute an Stelle des im Jahre 
1869 geſchloſſenen Abkommens die nachfolgende Vereinbarung getroffen worden: 

I. Das britische Handelsamt wird in Zukunft dem Kaiſerlichen Generalkonſul in London 
Abſchriften der ihm zugehenden Nachweiſungen über Heuerguthaben und Effekten verſtorbener 
deutſcher Seeleute übermitteln und gleichzeitig alle Einzelheiten mitteilen, über die es etwa 
verfügen ſollte und die die Feſtſtellung der Identität des Verſtorbenen und der geſetzlichen 
Erben erleichtern können. 

II. In jedein einzelnen Falle, in dem eine Hinterlaſſenſchaft einhundert Pfund Sterling 
im Werte nicht überſteigt und das britiſche Handelsamt davon überzeugt iſt, daß die geſetz— 
lichen Erben des verſtorbenen Seemanns auf deutſchem Gebiete wohnhaft und daß ander— 
wärts keine Perſonen vorhanden ſind, die einen gültigen Anſpruch auf die von ihm hinter— 
laſſene Heuer und die Effekten haben, wird das britiſche Handelsamt von der herkömm— 
lichen Form der Nachlaßeinweiſung Abſtand nehmen und das fragliche Eigentum dem Kaiſer— 
lichen Generalkonſul in London aushändigen. 

III. Bevor das britiſche Handelsamt tatſächlich über die Hinterlaſſenſchaft eines 
deutſchen Seemanns nach Maßgabe des britiſchen Rechts verfügt, wird es dem Kaiſerlichen 
Generalkonſul von ſeiner Abſicht, die Hinterlaſſenſchaft an diejenigen Perſonen auszuhändigen, 
die darauf Anſpruch erheben, Nachricht geben und etwaige Vorſtellungen, die der Kaiſer— 
liche Generalkouſul dazu machen ſollte, in Erwägung ziehen. 

IV. Es gilt als ausgemacht, daß die von der Kaiſerlichen Regierung in Empfang 
genommenen Hinterlaſſenſchaften britiſcher Seeleute, die an Bord deutſcher Handelsſchiffe 
oder auf deutſchem oder ausländiſchem Gebiete verſtorben find, in derſelben Weiſe den 
britiſchen Konſularbeamten werden ausgehändigt werden. 

Ich erſuche die Herren Oberpräſidenten, den Muſterungsbehörden und ſonſt beteiligten 
Behörden des dortigen Verwaltungsbezirks von der neuen Vereinbarung Kenntnis zu geben 
und zugleich nähere Anweiſung zu erteilen über die Ablieferung der Hinterlaſſenſchaften 
britiſcher, an Bord deutſcher Handelsſchiffe verſtorbener Seeleute an die zuſtändigen britiſchen 
Konſularbeamten, deren Namen und Bezirke in dem Handbuche für die deutſche Handels⸗ 
marine angegeben ſind. 

Im Auftrage. 
IIb 5700. von der Hagen. 
An die Herren Oberpräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Aus wanderer⸗Kontrollſtationen an der rnſſiſchen Grenze. 
Berlin, den 19. April 1907. 


Auf Grund der von unſeren Kommiſſaren vorgenommenen Beſichtigung der Aus⸗ 
wanderer⸗Kontrollſtationen und der an Ort und Stelle ſtattgehabten Verhandlungen ſind 
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wir zu der Überzeugung gekommen, daß die beſtehenden Vorſchriften über die Einrichtung 
der Stationen und die Kontrolle der Auswanderer den jetzigen hygieniſchen Anſchauungen 
zum Teil nicht mehr entſprechen. Insbeſondere erſcheint die Aufrechterhaltung des allgemeinen 
Bade- und Desinfektionszwanges nicht mehr erforderlich, weil durch das Baden eine 
hygieniſche Sicherheit gegen Einſchleppung von Krankheiten nicht gewährt wird und nicht 
alle Sachen der Auswanderer als mit Krankheitskeimen behaftet und deshalb der Des⸗ 
infektion bedürftig angeſehen werden können. Es wird beabſichtigt, die neue Organiſation 
in Form einer Betriebsordnung für die Stationen und einer Dienſtinſtruktion für die 
Stationsärzte zur Durchführung zu bringen. Wir behalten uns vor, im Anſchluß an die 
auf den Erlaß vom 31. Auguſt v. J. erſtatteten Berichte das Entſprechende demnächſt zu 
veranlaſſen. Zur vorläufigen Regelung der wichtigſten Punkte ordnen wir aber in 
Abänderung des Erlaſſes vom 18. September 1894 ſchon jetzt folgendes an: 

1. Die Verpflichtung, ſämtliche Auswanderer zu baden, wird aufgehoben. Sie beſteht 
nur für diejenigen Auswanderer fort, welche jo ſchmutzig find, daß eine ärztliche Unterſuchung 
nicht möglich iſt, oder welche an Krätze, eben überſtandenen Pocken oder einer anderen 
Hautkrankheit leiden. Ob dieſe Vorausſetzung zutrifft, entſcheidet der Stationsarzt. 

Auf Wunſch iſt jedoch jedem Auswanderer ein warmes Bad unentgeltlich zu gewähren. 

2. Die Vorſchrift, nach welcher ſämtliche Effekten, Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücke der 
Auswanderer zu desinfizieren ſind, wird aufgehoben. 

Einer Desinfektion unterliegen in Zukunft grundſätzlich nur: 

a) Die ſchmutzige Wäſche, welche die Auswanderer mit ſich führen, 

b) die getragenen Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücke ſolcher Auswanderer, die aus trank⸗ 
heitsverdächtigen Gegenden kommen, ſelbſt krank oder krankheitsverdächtig ſind, 
oder welche einen Kranken begleiten, alſo z. B. die Angehörigen eines Mafernz, 
Scharlach⸗, Typhus⸗, Pockenkranken uſw., ferner ſolcher Perſonen, die an Krätze, 
friſch überſtandenen Pocken oder einem ſonſtigen Hautausſchlage leiden. 

Ob hiernach Notwendigkeit der Desinfektion vorliegt, entſcheidet in jedem Einzelfalle 
der Stationsarzt. 

3. Jeder Auswanderer iſt ärztlich zu unterſuchen. 

Die Unterſuchung hat ſich auf den Rachen, die Haut, die Augen und die Haare zu 
erſtrecken; außerdem iſt bei jedem Auswanderer zu prüfen, ob die Körperwärme erhöht iſt, 
auch iſt eine, wenn auch oberflächliche phyſikaliſche Unterſuchung des Herzens und der Lunge 
vorzunehmen. Eine Entblößung des Körpers des zu Unterſuchenden ſoll unter Wahrung 
des Schamgefühls nur inſoweit ſtattfinden, als es der Arzt im einzelnen Falle nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeſſen für erforderlich hält. 

Wir behalten uns jedoch vor, die gewährten Erleichterungen aufzuheben und die 
früher getroffenen Beſtinnnungen wieder einzuführen, ſobald dieſes aus irgend welchen 
Gründen geboten erſcheint. 

Wir erſuchen, die nachgeordneten Behörden mit entſprechender Anweiſung zu verſehen, auch 
für die genaue Befolgung dieſer Vorſchriften durch die Stationsverwaltungen Sorge zu tragen. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Der Minifter des Innern. Der Miniſter 
Unterrichts- und Medizinal⸗ Im Auftrage. für Handel und Gewerbe. 
Angelegenheiten. von Kitzing. Ju Vertretung. 

Im Auftrage. Dr. Richter. 
Förſter. 


M. d. J. IVe 3682 2. ang. — M. d. g. uſw. A. M. 11439. — M. f. Hdl. uſw. IIb 3503. 
An die Herren Regierungspräſidenten in Königsberg, Gumbinnen, Allenſtein, Marienwerder 
und Poſen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Inunugsausſchußß in Gumbinnen. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 13. Juni d. I. dem 
Innungsausſchuß der vereinigten Innungen zu Gumbinnen gemäß § 101 Abſ. 3 ۵۰ 
die Fähigkeit verliehen, unter ſeinem Namen Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten einzu⸗ 
gehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. 
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Betr. Feſtſetzung der Dauer der Lehrzeit. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 24. Juni 1907. 

Es iſt zu meiner Kenntnis gekommen, daß neuerdings mehrere Handwerkskammern 
entweder für alle oder doch für einen großen Teil der in ihrem Bezirke vertretenen Hand⸗ 
werkszweige die Dauer der Lehrzeit, abweichend von der Regel des § 130 a Abſ. 1 Gew., 
auf 3½ Jahre feſtgeſetzt haben. Ein ſolches Verfahren erſcheint nach verſchiedenen Rich— 
tungen hin nicht unbedenklich. 

Zunächſt find die Kammern gemäß § 130 a Abſ. 2 GewO. nicht befugt, die Dauer 
der Lehrzeit allgemein für alle Gewerbe oder Gewerbszweige feſtzuſetzen. Das Geſetz fordert 
vielmehr, wie die angezogene Beſtimmung erkennen läßt, daß die Feſtſetzung nur für die 
einzelnen Gewerbe oder Gewerbszweige, alſo nach Prüfung und unter Berückſichtigung 
der Eigenart eines jeden Gewerbes oder Gewerbszweigs erfolgt. Vor Erteilung der 
Genehmigung wird daher in jedem Falle der Nachweis zu fordern ſein, daß dieſe Prüfung 
und Berückſichtigung in ausreichendem Maße erfolgt iſt. 

In Betracht zu ziehen iſt ferner, daß eine Verlängerung der Lehrzeit leicht eine Ver⸗ 
ichärfung des in vielen Gewerben ſchon jetzt herrſchenden Lehrlingsmangels im Gefolge 
haben kann, da die Eltern ſich unter Umſtänden durch die hiermit verbundene Verteuerung 
der Lehre werden davon abhalten laſſen, ihre Söhne dem Handwerksberufe zuzuführen. 
Wenn zur Begründung eines Vorgehens gemäß § 130 a Abs. 2 Gewd. auf die angeblich 
durch die Fortbildungsſchule bewirkte Beeinträchtigung der Meiſterlehre hingewieſen wird, 
ſo iſt demgegenüber zu bemerken, daß der Fortbildungsunterricht vielmehr, indem er be— 
zweckt, den Schülern Kenntniſſe und Fertigkeiten zu vermitteln, deren fie für ihren gewerb⸗ 
lichen Beruf dringend bedürfen, zu deren Aneignung die Werkſtatt des Lehrherrn in der 
Regel keine Gelegenheit bietet, eine unentbehrliche Ergänzung der praktiſchen Lehre bildet, 
die dadurch nicht gefährdet, ſondern gefördert und vertieft wird. 

Ich erſuche Sie, bei Behandlung von Anträgen auf Genehmigung von Lehrdauer— 
Feſtſetzungen hiernach zu verfahren. 


IV 6893. Delbrück. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 14. Juni 1907. 

In dem letzten Jahresberichte des dortigen Regierungs- und Gewerberats iſt auf 
Zweifel hingewieſen, die bei der Durchführung des Geſetzes, betreffend Kinderarbeit in 
gewerblichen Betrieben, vom 30. März 1903 (RG Bl. S. 113) in der Richtung hervorgetreten 
find, ob die nach 8 8 zuläſſige Beſchäftigung von Kindern beim Austragen von Waren und 
bei ſonſtigen Botengängen auch für Fabriken geſtattet ſei. 

Durch die in § 8 Abſ. 1 des Geſetzes aufgenommenen Worte „und in anderen gewerb⸗ 
lichen Betrieben“ hat lediglich zum Ausdrucke kommen ſollen, daß, ſoweit nach den beſtehen⸗ 
den reichsrechtlichen Vorſchriften (vergl. § 1 des Geſetzes) eine Beſchäftigung von Kindern 
beim Austragen von Waren und bei ſonſtigen Botengängen in anderen als den in §§ 4 
bis 7 des Geſetzes bezeichneten Betrieben überhaupt zuläſſig iſt, dieſe gleichfalls der in 
§ 8 getroffenen Regelung unterliegt. Der § 135 Gewd. erfährt daher durch die bezeichnete 
Vorſchrift keine Anderung. 

Im Auftrage. 
III 4816. Neumann. 


An den Herrn Negierungspräfidenten in N. 


220 


Betr. Prämien für Auslehren tanbjtnmmer Lehrlinge. 
Berlin W. 66, den 19. Juni 1907. 
Auf Grund des nachſtehend abgedruckten Allerhöchſten Erlaſſes vom 4. d. M., be⸗ 
treffend die Erhöhung der in der Kabinettsorder vom 16. Juni 1817 ausgeſetzten Prämie 


für das Auslehren taubſtummer Lehrlinge, ſetzen wir hiermit den Höchſtbetrag dieſer Prämie 
auf 200 XI. feſt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzniiniſter. 
Delbrück. Im Auftrage. 
IV 6248 M. f. Hdl. — 1 11 048 F. M. Foerſter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
Anlage. 


Auf den Bericht vom 29. Mai d. J. will Ich Mich damit einverſtanden erklären, daß 
die durch Kabinettsorder vom 16. Juni 1817 ausgeſetzte Prämie für das Auslehren taub- 
ſtummer Lehrlinge über den Betrag von 150 A. hinaus erhöht wird. Die Feſtſetzung des 
zuläſſigen Höchſtbetrages der Prämie übertrage Ich dem Finanzminiſter und dem zuſtändigen 
Reſſortminiſter. 

Neues Palais, den 4. Juni 1907. 


gez. Wilhelm R. 
gegengez. Frhr. von Rheinbaben. Delbrück. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel und Gewerbe. 


3. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Vereinigte Kranken⸗ und Begräbnis⸗Kaſſe (E. H.) in Salzwedel, 

2. Widderter Kranken⸗ und Sterbekaſſe (E. H.) in Obenwiddert, 

3. Allgemeine Arbeiter- und Handwerker⸗Krauken- und Sterbekaſſe (E. H.) für die 

Gemeinden Oſten, Altendorf, Iſenſee und Hüll, 
4. Krankenkaſſe der Bauhandwerker in Danzig (E. H.), 
5. Holzhauer-Krankenkaſſe (E. H.) in Friedrichsrode, 
6. Krankenkaſſe der ſelbſtändigen Handwerksmeiſter und Geſchäftsinhaber zu Lucken— 
walde (E. H.), 

7. Tabaksarbeiter-Unterſtützungskaſſe zu Bockenem (E. H.), 

8. Kranken-Unterſtützungs- und Sterbekaſſe für ſämtliche Berufszweige (E. H.) in 
Alt⸗Geltow, 

9. Kranken⸗Unterſtützungs⸗Kaſſe für die Tiſchlergeſellen in der Stadt Osnabrück (E. H.), 

10. Ratzeburger Arbeiter-Kranken- und Sterbegilde (freie E. H.), 

11. Freiwillige Krankenkaſſe (E. H.) in Lütau, 

12. Allgemeine Unterſtützungskaſſe für Krankheits- und Sterbefall zu Kleinſchwalbach (E. H.), 

13. Maurergeſellen⸗Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe (E. H.) in Stolp i. P., 

(E. H.) in Trebbin. 


14. Trebbiner Kranken- und Sterbekaſſe für ſämtliche Berufszweige 
Berlin, den 28. Juni 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
III 4807 II. Ang. Neumann. 


Anlage: 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten, 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausbildnug von Gewerbeſchullehrerinnen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 20. Junt 1907. 

Gemäß Ziffer 1 Abſatz 2 der Vorſchriften über die Ausbildung von Gewerbeſchul— 
lehrerinnen vom 23. Januar d. Is. (SM Bl. S. 14) habe ich dem Vorſtande der Viktoria⸗ 
Fortbildungsſchule hierſelbſt das Recht zur Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen mit 
der Lehrbefähigung für Wäſcheanfertigung, Schneidern und Putz widerruflich erteilt. Die 
bisher in der Viktoria⸗Fortbildungsſchule abgehaltenen Kurſe zur Ausbildung von Gort 
bildungsſchullehrerinnen fallen künftig fort. 

Im Auftrage. 

IV 6462. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Fachſchulen. 
Betr. Überſichten und Stundenpläne der Bangewerkſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Juni 1907. 

Der Einreichung von Überſichten über die Verwendung der Lehrkräfte an den Bau— 
gewerkſchulen und der Stundenpläne — vergl. Runderlaß vom 9. Februar 1903 (HM Bl. S. 48) 
— an mich bedarf es künftig nicht mehr. Dagegen find die Überſichten und Stundenpläne 
nach wie vor an das Landesgewerbeamt zu überſenden. Sie wollen die Direktion der 
Baugewerkſchule Ihres Bezirks hiervon in Kenntnis ſetzen. 

Im Auftrage. 
IV 6689. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Baugewerkſchule in Coburg. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. Juni 1907. 

Die Reifezeugniſſe der Baugewerkſchule in Coburg von Oſtern d. J. ab ſind als Aus⸗ 
weis genügender Fachbildung für den Dienſt der mittleren hoch bautechniſchen Beamten in der 
preußiſchen Staatseiſenbahn- und der allgemeinen Staatsbauverwaltung anerkannt worden. 
Demgemäß find in Zukunft auch Schüler der Baugewerkſchule in Coburg, die in eine preußiſche 
Baugewerkſchule aufgenommen werden wollen, in die Klaſſe zu ſetzen, in welche fie in Coburg 
verſetzt waren. 

Ferner beſtimme ich, daß die von der Baugewerkſchule in Coburg ausgewieſenen 
Schüler künftig in preußiſche Schulen ohne meine beſondere Genehmigung nicht aufgenommen 
werden und daß die Namen derjenigen Schüler, die aus einer preußiſchen Baugewerkſchule 
ausgewieſen werden, künftig auch der Direktion der Baugewerkſchule in Coburg mitgeteilt 
werden. 

Ich erſuche Sie, den Direktor der Baugewerkſchule Ihres Bezirks hiernach mit 
Weiſung zu verſehen. 

Im Auftrage. 
IV 5686. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 
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